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Zinslauf bei rückwirkendem Wegfall einer Voraussetz ung für den 
Investitionsabzugsbetrag 
 
1. Der Wegfall der Investitionsabsicht vor Ablauf d er Investi-
tionsfrist hat zur Folge, dass die Gewinnminderung durch den 
Investitionsabzugsbetrag rückgängig zu machen ist. 
 
2. Die aus diesem Grund festgesetzte Einkommensteue r war vor 
Inkrafttreten des § 7g Abs. 3 Satz 4 EStG i.d.F. de s Amtshil-
ferichtlinie-Umsetzungsgesetzes vom 26. Juni 2013 n ach § 233a 
Abs. 2a AO zu verzinsen. 
 
 
 
 
AO § 233a 
EStG § 7g Abs. 3 und Abs. 4 
 
Urteil vom 11. Juli 2013     IV R 9/12 
 
Vorinstanz: Niedersächsisches FG vom 5. Mai 2011  1  K 266/10 
 
 



 

- 2 - 

 

Gründe 

 

I. 

Die Klägerin und Revisionsbeklagte zu 1. (Klägerin)  unterhält 

in der Rechtsform einer GmbH & Co. KG einen Zimmere i- und 

Dachdeckerbetrieb. Der Kläger und Revisionsbeklagte  zu 2. 

(Kläger) ist als einziger Kommanditist allein am Ve rmögen der 

Klägerin beteiligt. Mit der Erklärung zur gesondert en und ein-

heitlichen Feststellung der Einkünfte aus Gewerbebe trieb 2007 

machte die Klägerin für das dem Kalenderjahr entspr echende 

Wirtschaftsjahr 2007 Investitionsabzugsbeträge nach  § 7g 

Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes i.d.F. des Unter nehmensteu-

erreformgesetzes (UntStRefG) 2008 vom 14. August 20 07 (BGBl I 

2007, 1912) --EStG-- geltend. U.a. beanspruchte die  Klägerin 

einen Investitionsabzugsbetrag von 6.400 € für die Anschaffung 

von Schiebetoren (geplant für 2009) und von 14.000 € für die 

Anschaffung eines Kastenwagens (geplant für 2010). Der Be-

klagte und Revisionskläger (das Finanzamt --FA--) g ab dem An-

trag statt und berücksichtigte die Investitionsabzu gsbeträge 

bei Erlass des Feststellungsbescheids 2007. 

 

Mit der am 15. Juni 2010 abgegebenen Feststellungse rklärung 

2009 legte die Klägerin eine Anlage zur Bilanz auf den 

31. Dezember 2009 vor, in der die beiden genannten Investi-

tionsabzugsbeträge "nach § 7g Abs. 2 EStG" aufgelös t wurden. 

Das FA erließ daraufhin am 23. August 2010 einen na ch § 7g 

Abs. 3 EStG geänderten Gewinnfeststellungsbescheid 2007, mit 

dem der Gewinn um 20.400 € erhöht wurde. 

 

Hiergegen erhob die Klägerin Einspruch mit der Begr ündung, 

Rechtsgrundlage für den Bescheid müsse § 175 Abs. 1  Satz 1 

Nr. 2 der Abgabenordnung (AO) sein. Dies habe zur F olge, dass 

von den Gesellschaftern zu leistende Nachzahlungen nach § 233a 
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Abs. 2a AO erst ab dem 15. Monat nach Eintritt des zur Ände-

rung führenden Ereignisses zu verzinsen seien. Das FA wies den 

Einspruch zurück. Unter Berufung auf das Schreiben des Bundes-

ministeriums der Finanzen (BMF) vom 8. Mai 2009 IV C 6 - 

S 2139 - b/07/10002 - 2009/0294464 (BStBl I 2009, 6 33, Rn 72) 

vertrat es die Auffassung, es liege kein rückwirken des Ereig-

nis i.S. des § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO vor. Der Bescheid 

sei nach § 7g Abs. 3 EStG bzw. auf Antrag nach § 17 2 Abs. 1 

Nr. 2 AO geändert worden. Der Zinslauf richte sich nach § 233a 

Abs. 2 AO. 

 

Die dagegen von der Klägerin und dem Kläger erhoben e Klage, 

mit der die ergänzende Feststellung begehrt wurde, dass die 

Änderung auf einem rückwirkenden Ereignis beruht, h atte Er-

folg. Das Urteil des Finanzgerichts (FG) ist in Deu tsches 

Steuerrecht (DStR) 2011, 1563 abgedruckt. 

 

Das FA beantragt, das Urteil des FG aufzuheben und die Klage 

abzuweisen. 

 

Die Kläger beantragen, die Revision als unbegründet  zurückzu-

weisen. 

 

II. 

Die Revision ist begründet, soweit sie die Klage de s Klägers 

betrifft. Sie führt insoweit zur Aufhebung der Vore ntscheidung 

und Abweisung der Klage als unzulässig (§ 126 Abs. 3 Satz 1 

Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG ha t den Klä-

ger zu Unrecht als klagebefugt angesehen. 

 

1. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat die Sachurteilsvor aussetzun-

gen von Amts wegen zu prüfen. Er hat deshalb im Rev isionsver-
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fahren auch ohne Rüge eines Beteiligten die Klagebe fugnis 

sämtlicher Kläger zu untersuchen. 

 

2. Grundsätzlich ist nach § 48 Abs. 1 Nr. 1 FGO die  Personen-

gesellschaft als Prozessstandschafterin der Gesells chafter, an 

die sich die gesonderte Feststellung inhaltlich ric htet (§ 179 

Abs. 2 Satz 2 AO), zur Erhebung der Klage gegen den  Bescheid 

über die gesonderte und einheitliche Feststellung d er Ein-

künfte gemäß § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a AO befugt . Die Kla-

gebefugnis erfasst nicht nur die Feststellung der g emein-

schaftlich erzielten Einkünfte selbst, sondern alle  mit den 

Einkünften im Zusammenhang stehenden anderen Besteu erungs-

grundlagen, die in Verbindung mit den Einkünften ge sondert und 

einheitlich festgestellt werden (vgl. BFH-Urteil vo m 

22. September 2011 IV R 8/09, BFHE 235, 287, BStBl II 2012, 

183, zum Anteil am Gewerbesteuermessbetrag). Eine s olche im 

Zusammenhang mit den Einkünften stehende Besteuerun gsgrundlage 

ist auch die Feststellung, dass ein geänderter Besc heid über 

die gesonderte und einheitliche Feststellung der Ei nkünfte auf 

einem rückwirkenden Ereignis beruht (s. dazu nachst ehend unter 

III.2.a). 

 

3. Neben der Gesellschaft ist nach § 48 Abs. 1 Nr. 5 FGO auch 

der Gesellschafter selbst zur Erhebung der Klage be fugt, so-

weit es sich um eine Frage handelt, die ihn persönl ich angeht. 

Dass die Einkommensteuer auf einen festgestellten G ewinnanteil 

gegenüber dem Gesellschafter persönlich festgesetzt  wird und 

von ihm zu tragen ist, macht die Feststellung der E inkünfte 

und des auf den Gesellschafter entfallenden Anteils  an den 

Einkünften noch nicht zu einer Frage, die den Gesel lschafter 

i.S. des § 48 Abs. 1 Nr. 5 FGO persönlich angeht. A nderenfalls 

wären immer alle Gesellschafter auch persönlich neb en der Ge-

sellschaft klagebefugt, was eine Klagebefugnis der Gesell-
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schaft nach § 48 Abs. 1 Nr. 1 FGO überflüssig mache n und damit 

dem Zweck der Regelung, die Klagebefugnis der Gesel lschafter 

einzuschränken, entgegenstehen würde (vgl. BFH-Urte il vom 

3. Februar 2010 IV R 45/07, BFHE 228, 312, BStBl II  2010, 

689). 

 

Ist nun die Steuerschuldnerschaft des Gesellschafte rs kein 

Grund, ihm eine persönliche Klagebefugnis gegen den  Gewinn-

feststellungsbescheid zuzumessen, kann es sich mit der Verzin-

sung der Steuerschuld aufgrund eines nicht mit der Person des 

Gesellschafters selbst im Zusammenhang stehenden Um stands 

nicht anders verhalten. Im Streitfall ist der Begin n der Ver-

zinsung davon abhängig, ob die Aufgabe der Investit ionsabsicht 

durch die Gesellschaft selbst ein rückwirkendes Ere ignis i.S. 

des § 233a Abs. 2a AO ist. Für alle an den Einkünft en betei-

ligten Personen würde insoweit derselbe Beginn der Verzinsung 

gelten. 

 

III. 

Die Revision ist unbegründet, soweit sie die Klage der Kläge-

rin betrifft, und war deshalb zurückzuweisen (§ 126  Abs. 2 

FGO). 

 

Das FG hat zutreffend entschieden, dass der angefoc htene Be-

scheid auf einem rückwirkenden Ereignis i.S. des § 233a 

Abs. 2a AO beruht, und das FA deshalb verpflichtet,  diese Be-

steuerungsgrundlage im Zusammenhang mit den gemeins chaftlich 

erzielten Einkünften gesondert und einheitlich fest zustellen. 

 

1. Das Begehren der Klägerin richtet sich darauf, d en Bescheid 

über die gesonderte und einheitliche Feststellung v on Besteue-

rungsgrundlagen um die Feststellung zu ergänzen, da ss die Än-

derung des Bescheids auf einem rückwirkenden Ereign is i.S. des 
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§ 233a Abs. 2a AO beruht. Dies ist dahin auszulegen , dass der 

Erlass eines Ergänzungsbescheids nach § 179 Abs. 3 AO verlangt 

wird. 

 

Nach § 179 Abs. 3 AO ist eine in einem Feststellung sbescheid 

unterbliebene notwendige Feststellung in einem Ergä nzungsbe-

scheid nachzuholen. Ergänzt werden können nur solch e Feststel-

lungen, deren Fehlen den Feststellungsbescheid nich t wegen Un-

bestimmtheit rechtswidrig macht. Ein Feststellungsb escheid ist 

nämlich nicht deshalb rechtswidrig, weil in ihm not wendige 

Feststellungen unterblieben sind, soweit er hierdur ch nicht 

inhaltlich unbestimmt wird (BFH-Urteil vom 14. Okto ber 1987 

I R 381/83, BFH/NV 1989, 141). Ein Feststellungsbes cheid kann 

demzufolge nicht mit dem Antrag auf Ergänzung erfol greich an-

gefochten werden. Die Ergänzung ist vielmehr nur du rch Antrag 

auf Erlass eines Ergänzungsbescheids i.S. des § 179  Abs. 3 AO 

geltend zu machen. Im Zweifel ist ein Rechtsbehelf,  mit dem 

eine Ergänzung des Feststellungsbescheids geltend g emacht 

wird, in einen Antrag auf Erlass eines Ergänzungsbe scheids um-

zudeuten (Söhn in Hübschmann/Hepp/Spitaler, § 179 A O Rz 355). 

 

2. Der geänderte Gewinnfeststellungsbescheid hätte eine Fest-

stellung darüber enthalten müssen, dass die Änderun g auf einem 

rückwirkenden Ereignis beruht. Den Erlass eines Erg änzungsbe-

scheids mit dieser Feststellung hat das FA zu Unrec ht abge-

lehnt. 

 

a) Nach § 179 Abs. 2 Satz 2, § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buc hst. a AO 

werden die einkommensteuerpflichtigen und körpersch aftsteuer-

pflichtigen Einkünfte und mit ihnen im Zusammenhang  stehende 

andere Besteuerungsgrundlagen gesondert und einheit lich fest-

gestellt, wenn an den Einkünften mehrere Personen b eteiligt 

und die Einkünfte diesen Personen steuerlich zuzure chnen sind. 
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Zu den mit den Einkünften in Zusammenhang stehenden  Besteue-

rungsgrundlagen gehört auch die Feststellung, ob di e Änderung 

eines Gewinnfeststellungsbescheids auf einem rückwi rkenden Er-

eignis i.S. von § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO und da mit zu-

gleich auch auf einem rückwirkenden Ereignis i.S. v on § 233a 

Abs. 2a AO beruht. Die Entscheidung darüber ist des halb im 

Feststellungsverfahren zu treffen (BFH-Urteil vom 1 9. März 

2009 IV R 20/08, BFHE 225, 292, BStBl II 2010, 528) . 

 

b) Die Änderung des Gewinnfeststellungsbescheids 20 07 für die 

Klägerin beruht auf einem rückwirkenden Ereignis i. S. des 

§ 233a Abs. 2a AO. 

 

aa) Führt die Festsetzung der Einkommensteuer zu ei nem Unter-

schiedsbetrag --resultierend aus der festgesetzten Steuer, 

vermindert um die anzurechnenden Steuerabzugsbeträg e, um die 

anzurechnende Körperschaftsteuer und um die bis zum  Beginn des 

Zinslaufs festgesetzten Vorauszahlungen (§ 233a Abs . 3 Satz 1 

AO)--, ist dieser unabhängig davon, zu wessen Gunst en er aus-

fällt, nach § 233a Abs. 1 Satz 1 AO zu verzinsen. D er Zinslauf 

beginnt grundsätzlich 15 Monate nach Ablauf des Kal enderjah-

res, in dem die Steuer entstanden ist (§ 233a Abs. 2 Satz 1 

AO). Soweit die Steuerfestsetzung auf der Berücksic htigung ei-

nes rückwirkenden Ereignisses (§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 

Abs. 2 AO) beruht, beginnt der Zinslauf abweichend hiervon 

15 Monate nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem da s rückwir-

kende Ereignis eingetreten ist (§ 233a Abs. 2a AO).  

 

bb) Der Anwendungsbereich des § 233a Abs. 2a AO ist  im Streit-

fall eröffnet. Die Regelung wird insoweit nicht dur ch § 7g 

EStG verdrängt. Der Zinslauf ergibt sich deshalb be i Änderun-

gen nach § 7g EStG aus § 233a Abs. 2a AO, soweit di ese Vor-

schrift nicht ausdrücklich gemäß § 7g Abs. 4 Satz 4  EStG aus-
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geschlossen ist (gleicher Ansicht im Ergebnis Barto ne in Korn, 

§ 7g EStG n.F. Rz 100; Groß, Steuern und Bilanzen - -StuB-- 

2009, 214, 215; Kratzsch, Gestaltende Steuerberatun g 2009, 

288, 295; ders. in Frotscher, EStG, Freiburg 2011, § 7g Rz 71; 

Kulosa, DStR 2008, 131, 134; Schmidt/Kulosa, EStG, 32. Aufl., 

§ 7g Rz 30; Lambrecht in Kirchhof, EStG, 12. Aufl.,  § 7g 

Rz 37; Lehr, Neue Wirtschaftsbriefe --NWB--, Beratu ng aktuell 

2007, 4141; B. Meyer in Herrmann/Heuer/Raupach, § 7 g EStG 

Rz 116; Meyer/Ball, Finanz-Rundschau --FR-- 2009, 6 41, 647; 

Ott, StuB 2008, 247, 248; Peetz, Deutsche Steuer-Ze itung 

--DStZ-- 2008, 680, 689; Weßling, Betriebs-Berater 2010, 1450; 

ders., DStR 2011, 1645; anderer Ansicht BMF-Schreib en in BStBl 

I 2009, 633, Rn 72; Bergan/Martin, DStR 2011, 1546;  Blümich/ 

Brandis, § 7g EStG Rz 66; Grune, Aktuelles Steuerre cht 

--AktStR-- 2008, 1, 14; Hottmann, DStR 2009, 1236, 1241; 

Kaligin in Lademann, EStG, § 7g n.F. Rz 35; Moritz,  AktStR 

2009, 337, 357; Pitzke, NWB Fach 3, 14671, 14680; d ers., NWB 

2009, 2063, 2072; Roland in Bordewin/Brandt, § 7g E StG n.F. 

Rz 36; Rosarius, DStZ 2009, 463, 470; Wendt, FR 200 8, 598, 

602). 

 

(1) Nach § 7g Abs. 1 EStG kann ein Investitionsabzu gsbetrag 

für die künftige Anschaffung oder Herstellung eines  bewegli-

chen Wirtschaftsguts des Anlagevermögens unter dort  näher be-

stimmten Voraussetzungen gewinnmindernd in Anspruch  genommen 

werden. Vorausgesetzt wird insbesondere, dass der S teuer-

pflichtige beabsichtigt, das begünstigte Wirtschaft sgut in den 

dem Wirtschaftsjahr folgenden drei Wirtschaftsjahre n anzu-

schaffen oder herzustellen (§ 7g Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Buchst. a 

EStG). Im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Hers tellung ist 

der in Anspruch genommene Abzugsbetrag bis zur Höhe  von 40 % 

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten dem Gewin n hinzuzu-

rechnen (§ 7g Abs. 2 Satz 1 EStG). Soweit der Inves titionsab-
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zugsbetrag nicht bis zum Ende des Investitionszeitr aums hinzu-

gerechnet wurde, ist der gewinnmindernde Abzug rück gängig zu 

machen. Der betreffende Steuer- oder Feststellungsb escheid ist 

auch dann zu ändern, wenn er bestandskräftig ist (§  7g Abs. 3 

EStG). 

 

Zu der Frage, ob und von welchem Zeitpunkt an die s ich im Fall 

der Änderung nach § 7g Abs. 3 EStG aufgrund des geä nderten Be-

scheids ergebende Steuernachzahlung zu verzinsen is t, enthält 

das EStG in seiner für das Streitjahr geltenden Fas sung keine 

Regelung. § 7g Abs. 3 Satz 4 EStG i.d.F. des Amtshi lfericht-

linie-Umsetzungsgesetzes (AmtshilfeRLUmsG) vom 26. Juni 2013 

(BGBl I 2013, 1809), der jetzt ausdrücklich die Anw endung des 

§ 233a Abs. 2a AO ausschließt, ist erst im Jahr 201 3 in Kraft 

getreten (Art. 31 Abs. 1 AmtshilfeRLUmsG) und hat d eshalb für 

die Entscheidung des Streitfalls keine Bedeutung. 

 

(2) Bereits nach bisheriger Rechtslage existierte e ine aus-

drückliche Regelung allerdings für einen anderen Fa ll, in dem 

der Abzug des Investitionsabzugsbetrags nachträglic h rückgän-

gig zu machen ist. Wird das Wirtschaftsgut nach der  Investi-

tion nicht entsprechend den Vorgaben des § 7g Abs. 4 Satz 1 

EStG genutzt, muss der Abzug des Investitionsabzugs betrags 

rückgängig gemacht werden. Dies geschieht ebenfalls  durch 

rückwirkende Änderung des betreffenden und ggf. bes tandskräf-

tigen Steuer- oder Feststellungsbescheids (§ 7g Abs . 4 Sätze 2 

und 3 EStG). Für diesen Fall bestimmt § 7g Abs. 4 S atz 4 EStG, 

dass § 233a Abs. 2a AO nicht anzuwenden ist. 

 

(3) Es kann dahinstehen, ob eine § 7g Abs. 4 Satz 4  EStG ent-

sprechende Regelung bewusst nicht in § 7g Abs. 3 ES tG aufge-

nommen worden ist. Hätte der Gesetzgeber bewusst au f eine sol-

che Regelung für andere Fälle, in denen Bescheide i nfolge 
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nachträglicher Rückgängigmachung des Investitionsab zugsbetrags 

zu ändern sind, verzichtet, gäbe es keinen Anlass, § 233a 

Abs. 2a AO nicht anzuwenden, sofern seine Vorausset zungen er-

füllt sind. 

 

(4) Könnte ein solches bewusstes Handeln des Gesetz gebers 

nicht festgestellt werden, ließe sich eine Verdräng ung des 

§ 233a Abs. 2a AO aber ebenfalls nicht begründen. D ies wäre 

nur im Wege einer analogen Anwendung des § 7g Abs. 4 Satz 4 

EStG möglich. Voraussetzung dafür wäre eine planwid rige Rege-

lungslücke, die nur dann vorläge, wenn umgekehrt fe stgestellt 

werden könnte, dass die Übernahme der Regelung aus § 7g Abs. 4 

Satz 4 EStG z.B. in § 7g Abs. 3 EStG versehentlich unterblie-

ben ist. 

 

Dafür gibt es keine Anhaltspunkte. Vielmehr spricht  die Schaf-

fung einer umfassenden Neuregelung dafür, dass die nur an ei-

ner Stelle ausdrücklich geregelte Suspendierung des  § 233a 

Abs. 2a AO auch auf diesen Fall begrenzt bleiben so llte. Die 

Parallelität der Korrekturvorschriften in § 7g Abs.  3 und 

Abs. 4 EStG war dem Gesetzgeber bewusst, wie der Be gründung 

des Entwurfs des UntStRefG 2008 entnommen werden ka nn 

(BTDrucks 16/4841, S. 53). Zu § 7g Abs. 3 EStG heiß t es dort, 

als Folge der Korrektur der Veranlagung könne sich "eine Ver-

zinsung der daraus resultierenden Steuernachforderu ngen gemäß 

§ 233a AO ergeben". Demgegenüber lautet die Begründ ung zu § 7g 

Abs. 4 Satz 4 EStG: "Die Rückgängigmachung der Anwe ndung des 

§ 7g Abs. 1 und 2 löst nach Satz 4 keinen abweichen den Zins-

lauf im Sinne des § 233a Abs. 2a AO aus." Im Gesetz gebungsver-

fahren wurde der Entwurf des § 7g Abs. 4 EStG unver ändert 

übernommen; der Entwurf des § 7g Abs. 3 EStG wurde auf Vor-

schlag des Finanzausschusses des Deutschen Bundesta gs nur in-

soweit geändert, als die Investitionsfrist nun drei  statt zwei 
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Jahre beträgt (BTDrucks 16/5452, S. 14). Anhaltspun kte dafür, 

dass der Gesetzgeber den Grund für die Änderung des  Bescheids 

nach § 7g Abs. 3 EStG im Unterschied zu § 7g Abs. 4  EStG nicht 

als rückwirkendes Ereignis beurteilt haben könnte, sind vor 

diesem Hintergrund nicht ersichtlich (anderer Ansic ht Bergan/ 

Martin, DStR 2011, 1546, 1547; Blümich/Brandis, § 7 g EStG 

Rz 66; BMF-Schreiben in BStBl I 2009, 633, Rn 72 a. E.). 

 

cc) Die Voraussetzungen des § 233a Abs. 2a AO sind im Streit-

fall erfüllt. 

 

(1) Die Frage, ob der nachträglichen Änderung des S achverhalts 

rückwirkende steuerliche Bedeutung zukommt, bestimm t sich im 

Anwendungsbereich des § 233a Abs. 2a AO ebenso wie bei § 175 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO allein nach dem jeweils eins chlägigen 

materiellen Recht (BFH-Urteil vom 18. Mai 1999 I R 60/98, BFHE 

188, 542, BStBl II 1999, 634, unter Bezugnahme auf den Be-

schluss des Großen Senats des BFH vom 19. Juli 1993  GrS 2/92, 

BFHE 172, 66, BStBl II 1993, 897). Aufgrund welcher  verfah-

rensrechtlichen Norm eine rückwirkende steuerliche Berücksich-

tigung des nachträglich eingetretenen Ereignisses m öglich ist, 

hat für die Anwendung des § 233a Abs. 2a AO danach keine Be-

deutung. 

 

(2) Der Wegfall der Investitionsabsicht in einem Wi rtschafts-

jahr nach Inanspruchnahme des Investitionsabzugsbet rags und 

vor Ablauf der Investitionsfrist des § 7g Abs. 1 Sa tz 2 Nr. 2 

Buchst. a EStG lässt die Voraussetzungen für den In vestitions-

abzugsbetrag entfallen. Diese knüpfen an das Besteh en der In-

vestitionsabsicht während der gesamten Investitions frist an. 

 

Haben die Voraussetzungen im Abzugsjahr vorgelegen und fallen 

diese später weg, hat dies zur Folge, dass der Abzu g im Jahr 
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der Gewinnminderung nachträglich unzulässig wird un d rückgän-

gig zu machen ist. Eine Gewinnerhöhung im Jahr des Wegfalls 

der Voraussetzungen für den Investitionsabzugsbetra g sieht 

§ 7g EStG nicht vor. Vielmehr regelt die Vorschrift , dass so-

wohl im Fall des Ausbleibens der Investition (§ 7g Abs. 3 

EStG) als auch im Fall des Nichteinhaltens der Nutz ungs- und 

Verbleibensvoraussetzungen nach der Investition (§ 7g Abs. 4 

EStG) der Abzug im Jahr der Gewinnminderung rückgän gig zu ma-

chen ist. Demgemäß muss auch im Fall des Wegfalls d er Investi-

tionsabsicht die Gewinnminderung im Jahr des Abzugs  rückgängig 

gemacht werden. Der Wegfall der Investitionsabsicht  hat damit 

materielle Rückwirkung auf das Jahr der Gewinnminde rung. 

 

c) Das FG hat das FA danach zu Recht verpflichtet, die Fest-

stellung nachzuholen, dass die Änderung auf einem r ückwirken-

den Ereignis beruht. Die Revision des FA war deshal b zurückzu-

weisen. 
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